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Der Bundesminister der Justiz 
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Bonn, den 2. Juni 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ehemaligen Staatssekretär Dr. Schlegelberger 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1085 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern beant- 
worte ich die Kleine Anfrage vom 5. Mai 1959 wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die Notwendigkeit der Einleitung eines mit der Einbehaltung 
von Versorgungsbezügen verbundenen förmlichen Disziplinar- 
verfahrens gegen Dr. Schlegelberger nach § 9 des Gesetzes 
zu Artikel 131 GG ist im Jahre 1953 von dem zuständigen 
Bundesministerium des Innern geprüft worden. Die Einleitung 
ist seinerzeit unterblieben, nachdem die nach § 60 G 131 zu- 
ständige oberste Landesbehörde erklärt hatte, daß keine Tat- 
sachen bekannt seien, die für ein Disziplinarverfahren von 
Bedeutung sein könnten. Im übrigen ist Dr. Schlegelberger 
nach Mitteilung des Finanzministeriums in Schleswig-Holstein 
im Kategorisierungsverfahren im Juli 1951 als entlastet 
(Gruppe V) eingestuft worden. 

Zur Zeit erscheint es nicht angebracht, ein förmliches Diszi- 
plinarverfahren gegen Dr. Schlegelberger einzuleiten. Nach 
§ 3 Nr. 3a des Gesetzes zu Artikel 131 GG in der Fassung 
des 2. Änderungsgesetzes vom 11, September 1957 (BGBl. I 
S. 1785) haben Personen, die durch ihr Verhalten während 
der Herrschaft des Nationalsozialismus gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben, 
keine Rechte nach Kapitel 1 des Gesetzes. Die zur Entschei- 
dung über eine Anwendung dieser Vorschrift erforderlichen 
Feststellungen werden z. Z. von der nach § 60 des Gesetzes 
zuständigen obersten Landesbehörde getroffen; ihre Ent- 
scheidung ist demnächst zu erwarten. Eine Entscheidung über 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens setzt Vorermittlungen 
voraus, die wahrscheinlich mehr Zeit in Anspruch nehmen als 
die Ermittlungen nach § 3 Nr. 3a des Gesetzes zu Artikel 
131 GG in der Fassung des 2. Änderungsgesetzes vom 11. Sep- 
tember 1957. 
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Im übrigen würde ein förmliches Disziplinarverfahren nach 
§ 13 BDO auszusetzen sein, wenn wegen derselben Tatsachen, 
die den Gegenstand des Verfahrens betreffen, die öffentliche 
Klage im strafgerichtlichen Verfahren durch einen Antrag auf 
gerichtliche Voruntersuchung oder durch Einreichung einer 
Anklageschrift erhoben wird. Ein Antrag des Oberstaats- 
anwalts in Flensburg auf Eröffnung der gerichtlichen Vor- 
untersuchung gegen Dr. Schlegelberger wegen gemeinschaft- 
lichen Mordes ist von der Ersten Großen Strafkammer des 
Landgerichts Flensburg durch Beschluß vom 14. April 1959 
wegen Unzulässigkeit der Strafverfolgung nach § 180 StPO 
abgelehnt worden. Gegen diesen Beschluß hat der Oberstaats- 
anwalt in Flensburg sofortige Beschwerde eingelegt, über die 
das Oberlandesgericht Schleswig noch nicht entschieden hat. 

Zu Fragen 2 und 3 

Die monatlichen Bruttobezüge von Dr. Schlegelberger betragen 
nach einer Auskunft des Finanzministers des für die Zahlung 
zuständigen Landes Schleswig-Holstein 2894,08 DM; insgesamt 
sind seit dem 1. April 1951 bisher 159399,84 DM gezahlt 
worden. 

Zu Fragen 4, 5 und 6 

Die Durchführung dienstrechtlicher Maßnahmen gegen Beamte 
und Versorgungsempfänger, die an nationalsozialistischen Ver- 
brechen beteiligt waren, ist sichergestellt. 

Eine disziplinarrechtliche Verfolgung nach § 9 G 131 kommt 
nur in Betracht, soweit Rechte nicht bereits nach § 3 G 131, ins- 
besondere § 3 Nr. 3a, ausgeschlossen sind. In Ausführung 
des § 9 G 131 bestimmt § 6 der Vierten Durchführungsver- 
ordnung in der Fassung vom 10. Juni 1955 (BGBL I S. 274, 277), 
daß die Gerichte und Verwaltungsbehörden des Bundes, der 
Länder und Gemeinden sowie die Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Redits dem Bundesminister 
des Innern unverzüglich nach ihrem Bekanntwerden die Tat- 
sachen mitzuteilen haben, welche für die in Kapitel I des G 131 
bezeichneten Personen die Aberkennung der Rechte aus dem 
Gesetz rechtfertigen können ; etwa vorhandene Unterlagen 
oder Urteile sind dabei zu übersenden. Soweit Straftaten 
oder schwere Dienstvergehen auf andere Weise bekanntwerden, 
wird diesen Vorwürfen in jedem Falle nachgegangen. 
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